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Satzung  

der Stadt Bad Oeynhausen  
zur Förderung von Kindern in Kindertagespflege  

und Erhebung von Elternbeiträgen für Kindertagespflege  
(Kindertagespflegesatzung)  

vom 01.07.2020 
in der Fassung der 4. Änderungssatzung vom 20.12.2023 

 
 

§ 1 
Grundsätze der Förderung 

 
(1) Die Förderung der Kindertagespflege (Betreuung von Kindern durch eine 

geeignete Tagespflegeperson) gemäß §23 SGB VIII ist eine Leistung der 
öffentlichen Jugendhilfe. 

 
(2) Die Gewährung einer finanziellen Förderung erhalten Erziehungsberech-

tigte, bei denen das Kind lebt und die ihren Wohnsitz im Zuständigkeits-
bereich der Stadt Bad Oeynhausen haben. Lebt das Kind nur mit einem 
Erziehungsberechtigten zusammen, so tritt diese Person an die Stelle der 
Erziehungsberechtigten. 

 
 

§ 2 
Voraussetzungen einer laufenden Geldleistung 

 
(1) Der Antrag auf Geldleistung für die Betreuung in der Kindertagespflege 

ist von den Personensorgeberechtigten schriftlich, spätestens acht Wo-
chen vor Betreuungsbeginn, mit den entsprechenden Antragsvordrucken, 
den nach § 7  erforderlichen Einkommensnachweisen und dem Tages-
pflegevertrag beim Jugendamt zu stellen. 

 
(2) Die Gewährung der Geldleistung an die Tagespflegeperson kann frühes-

tens ab Eingang des schriftlichen Antrags auf Förderung des Kindes in 
Kindertagespflege und bei unverzüglicher Vorlage der kompletten An-
tragsunterlagen erfolgen. Die Gewährung der Leistungen wird auf bis zu 
12 Monate befristet. Für die Weitergewährung ist danach zwei Monate 
vor Ablauf des Bewilligungszeitraumes ein Folgeantrag zu stellen.  
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(3) Vor Inanspruchnahme einer laufenden Geldleistung für die Tagespflege-
person haben die Eltern andere vorrangige Finanzierungsmöglichkeiten, 
insbesondere Zuschüsse von anderen Sozialleistungsträgern (z.B. Kran-
kenkasse), auszuschöpfen. 

 
(4) Für den Förderauftrag der Kindertagespflege ist ein Mindestumfang und 

eine Mindestdauer der Kindertagespflege erforderlich. Daher wird nur eine 
Kindertagespflege, die einen Betreuungsumfang von mehr als 10 Stunden 
pro Woche in Anspruch nimmt und sich über einen zusammenhängenden 
Zeitraum von mehr als drei Monaten erstreckt, gefördert. Bei einer Be-
treuung in Randzeiten beträgt der Mindestumfang fünf Stunden. 

 
 

§ 3 
Tagespflegevertrag 

 
Die Personensorgeberechtigten schließen mit der Tagespflegeperson einen 
privatrechtlichen Betreuungsvertrag. Die Stadt Bad Oeynhausen erhält eine 
Ausfertigung des Vertrages.  
 
 

§ 4 
Beitragserhebung 

 
(1) Für die Inanspruchnahme der Förderung von Kindertagespflege nach 

dem Gesetz zur frühen Bildung und Förderung von Kindern (Kinderbil-
dungsgesetz) wird durch die Stadt Bad Oeynhausen ein öffentlich-
rechtlicher Beitrag gemäß § 51 Kibiz erhoben. 

 
(2) Die Beiträge werden als volle Monatsbeiträge erhoben. 
 

 
§ 5 

Beitragspflichtige 
 

(1) Beitragspflichtig sind die Eltern oder diesen rechtlich gleichgestellte Per-
sonen im Sinne des § 7 Abs. 1 Nr. 6 SGB VIII, mit denen das Kind zu-
sammenlebt. Lebt das Kind nur mit einem Elternteil zusammen, so tritt 
dieser an die Stelle der Eltern bzw. der den Eltern i. S. d. § 7 Abs. 1 Nr. 
6 SGB VIII gleichgestellten Personen. Wird bei Vollzeitpflege nach § 33 
SGB VIII den Pflegeeltern ein Kinderfreibetrag nach § 32 des Einkom-
mensteuergesetzes (EStG) gewährt oder Kindergeld gezahlt, treten die 
Personen, die diese Leistung erhalten, an die Stelle der Eltern. Mehrere 
Beitragspflichtige haften als Gesamtschuldner. 
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(2) Die Beitragspflichtigen werden entsprechend ihrer wirtschaftlichen Leis-
tungsfähigkeit zu Elternbeiträgen herangezogen. Die wirtschaftliche Leis-
tungsfähigkeit bemisst sich nach dem Jahreseinkommen der Beitrags-
pflichtigen. 

 
 

§ 6 
Beitragshöhe 

 
Die Höhe der Elternbeiträge für die Inanspruchnahme von Kindertagespflege 
ergibt sich aus der Anlage zu dieser Satzung. Die Elternbeiträge erhöhen 
sich jährlich dynamisch entsprechend der Erhöhung der Kindpauschalen ge-
mäß § 37 KiBiz. Die Beträge werden auf volle Euro gerundet. Die Erhöhung 
erfolgt erstmalig zum 01.08.2021. 
 
Bei der Beitragserhebung ist der gemäß § 24 SGB VIII in Verbindung mit 
den Richtlinien der Stadt Bad Oeynhausen zur Förderung von Kindertages-
pflege per Bescheid bewilligte Betreuungsumfang ausschlaggebend. 
 
 

§ 7 
Beitragsrelevantes Einkommen 

 
(1) Einkommen im Sinne dieser Satzung ist die Summe der positiven Ein-

künfte der in § 2 genannten Personen im Sinne des § 2 Abs. 1 und 2 des 
Einkommenssteuergesetzes (EStG) („Bruttoeinkommen“), vermindert um 
die nach § 10 Abs. 1 Nr. 5 EStG anerkannten Sonderausgaben für Kin-
derbetreuungskosten. Ein Ausgleich mit Verlusten aus anderen Ein-
kunftsarten und mit Verlusten des zusammen veranlagten Ehegatten o-
der Partners ist nicht zulässig. 
 

(2) Dem Einkommen im Sinne des Absatzes 1 sind ausländische Einkünfte, 
steuerfreie Einkünfte, Unterhaltsleistungen sowie die zur Deckung des 
Lebensunterhaltes bestimmten öffentlichen Leistungen für die in § 2 ge-
nannten Personen und das Kind, für das der Elternbeitrag gezahlt wird, 
hinzuzurechnen. Öffentliche Leistungen, die nicht überwiegend für die 
Deckung des Lebensunterhaltes bestimmt sind, wie z. B. Pflegegeld oder 
Blindengeld, werden nicht als Einkommen angerechnet. 
 

(3) Von dem beitragsrelevanten Einkommen sind die dazugehörigen Wer-
bungskosten abzuziehen. Ist die Höhe der Werbungskosten nicht durch 
das Finanzamt festgestellt, werden die nach dem Einkommensteuerrecht 
geltenden Pauschalen zugrunde gelegt.  
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(4) Bezieht ein Beitragspflichtiger Einkünfte aus einem Beschäftigungsver-

hältnis oder auf Grund der Ausübung eines Mandats und steht ihm auf 
Grund dessen für den Fall des Ausscheidens eine lebenslängliche Versor-
gung oder an deren Stelle eine Abfindung zu oder ist er in der gesetzli-
chen Rentenversicherung nachzuversichern, dann ist dem ermittelten 
Einkommen ein Betrag von 10 v.H. der Einkünfte aus diesem Beschäfti-
gungsverhältnis oder auf Grund der Ausübung des Mandats hinzuzurech-
nen. 

 
(5) Das Kindergeld nach dem Bundeskindergeldgesetz und entsprechenden 

Vorschriften ist nicht hinzuzurechnen. Ferner bleibt das Elterngeld nach 
dem Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz (BEEG) bis zu den in § 10 
BEEG genannten Beträgen unberücksichtigt. 

 
(6) Für das dritte und jedes weitere Kind sind die nach § 32 Abs. 6 EStG zu 

gewährenden Freibeträgen von dem ermittelten Einkommen abzuziehen. 
 

(7) Pflegeeltern zahlen einen Elternbeitrag, der sich nach der Elternbeitrags-
staffel aus der dritten Einkommensgruppe ergibt, es sei denn, nach der 
Anlage dieser Satzung ergibt sich ein niedrigerer Betrag. 

 
(8) Maßgebend ist das Einkommen des gesamten Kalenderjahres, für das der 

Elternbeitrag festgesetzt werden soll. Es gilt das Jährlichkeitsprinzip. 
Für die erstmalige Festsetzung des Elternbeitrages geben die Beitrags-
pflichtigen eine Selbsteinschätzung zum voraussichtlichen erwarteten 
Jahreseinkommen ab. 
Ändert sich das Einkommen auf Dauer, ist eine neue Selbstein-schätzung 
unverzüglich abzugeben. Der Elternbeitrag wird ggfs. ab dem Kalender-
monat nach Eintritt der Änderung neu festgesetzt. 
 
Steht nach Ablauf des Kalenderjahres das tatsächliche Jahresein-
kommen fest, ist die Beitragsfestsetzung zu überprüfen und ggf. anzu-
passen. 

 
(9) Für die Überprüfung einer bereits erfolgten oder einer erstmaligen rück-

wirkenden Beitragsfestsetzung ist das gesamte tatsächliche Jahres Ein-
kommen im Jahr der Beitragspflicht zugrunde zu legen.  
 

(10) Das Einkommen eines Kalenderjahres ist auch dann für die Bemessung 
der Beitragshöhe maßgeblich, wenn das Kind nicht während des ganzen 
Kalenderjahres ein Kindertagesbetreuungsangebot besucht oder be-
sucht hat.  
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(11) Eine Ermittlung des Einkommens entfällt, wenn und solange sich der 
bzw. die Beitragspflichtige/n durch schriftliche Erklärung gegenüber der 
Stadt Bad Oeynhausen zur Zahlung des jeweils höchsten nach Anlage 
zu dieser Satzung ausgewiesenen Elternbeitrags verpflichtet/n.  

 
 

§ 8 
Beitragszeitraum 

 
(1) Die Beitragspflicht beginnt mit dem 1. des Monats, ab dem das Betreu-

ungsverhältnis per Bescheid bewilligt worden ist. Die Beitragspflicht en-
det mit Ablauf des Bewilligungszeitraumes, sofern kein Folgeantrag ge-
stellt und bewilligt wird. 
 

(2) Elternbeiträge werden jeweils als volle Monatsbeiträge erhoben. Die 
Beitragspflicht wird durch die Schließungszeiten der Kindertagespflege-
stelle (z.B. Urlaubszeit) sowie durch die tatsächlichen An- und Abwe-
senheitszeiten des Kindes nicht berührt. Eine Umgehung der Beitrags-
pflicht durch Kündigung des Betreuungsvertrages vor bzw. in den Feri-
enmonaten ist nicht möglich.  

 
(3) Eine vorzeitige Abmeldung und damit die Beendigung der Beitragspflicht 

durch die/den Erziehungsberechtigten ist in begründeten Ausnahmefäl-
len mit einer Frist von 4 Wochen zum 1. eines Monats möglich, z.B. bei 
Wohnortwechsel, Änderung der Personensorge für das Kind oder bei 
dauerhafter Erkrankung des Kindes.  

 
 

§ 9 
Beitragsermäßigung 

 
(1) Besuchen zwei oder mehr Kinder von Personen, die nach § 6 beitrags-

pflichtig sind, gleichzeitig eine Kindertageseinrichtung oder Kinderta-
gespflegeeinrichtung und/oder ein Angebot der offenen Ganztagsschule, 
so gelten folgende Regelungen:  
 

a) Besuchen zwei oder mehr Kinder gleichzeitig eine Kindertages-
einrichtung oder werden in Kindertagespflege betreut, so wird für 
das zweite und jedes weitere Kind kein Beitrag erhoben. 
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b) Als Erstkind gilt das Kind, für das sich nach dem Einkommen und der 
Betreuungsart der höchste Beitrag ergibt. Ist die Inanspruchnahme 
des Angebotes für ein Kind nach § 50 Abs. 1 KiBiz beitragsfrei, wird 
für die weiteren Kinder kein Elternbeitrag erhoben. 

 
c) Besuchen zwei oder mehr Kinder gleichzeitig eine Tageseinrichtung 

für Kinder / Kindertagespflege und ein Angebot der Offenen Ganz-
tagsschule, so gilt das Kind in der Offenen Ganztagsschule als 
Zweitkind, für das die Beitragssatzung für die Elternbeiträge der Of-
fenen Ganztagsschule gilt. 

 
(2) Bei kombinierter Betreuung eines Kindes (Besuch einer Kindertages-

einrichtung oder außerunterrichtliches Angebot der offenen Ganztags-
schule und zusätzliche Inanspruchnahme von Kindertagespflege), wird 
eine Beitragsermäßigung in Höhe von 50% gewährt, soweit das Kind 
nicht gemäß § 50 Abs.1 KiBiz beitragsfrei ist.  

 
(3) Für Beitragspflichtige, die Arbeitslosengeld II, Sozialgeld nach dem SGB 

II, Leistungen nach § 2 Asylbewerberleistungsgesetz, Sozialhilfe nach 
dem SGB XII, Wohngeld nach dem Wohngeldgesetz oder Kinderzuschlag 
nach dem Bundeskindergeldgesetz beziehen, erfolgt die Einstufung in die 
unterste Einkommensstufe. Diese Regelung ist auch bei der Vorlage einer 
Kostenübernahme für das Verpflegungsentgelt im Rahmen des Gesetzes 
zum Bildungs- und Teilhabepaket und des Härtefallfonds des Landes 
Nordrhein-Westfalen „Alle Kinder essen mit“ vom 01.08.2011 anzuwen-
den. 
 

(4) Sobald die Beitragspflichtigen die vorgenannten Voraussetzungen nicht 
mehr erfüllen, erfolgt die Beitragsfestsetzung nach dem ermittelten Jah-
reseinkommen der Beitragspflichtigen. Eine Überprüfung der Beitrags-
festsetzung erfolgt im Rahmen der laufenden Fallbearbeitung, spätestens 
nach Beendigung des Betreuungsverhältnisses im Rahmen der abschlie-
ßenden Elternbeitragsfestsetzung. 
 

(5) Auf Antrag sollen die Elternbeiträge ganz oder teilweise erlassen werden, 
wenn die Belastung den in § 6 genannten Personen und dem Kind nicht 
zuzumuten ist (§ 90 Abs. 3 S. 1, Abs. 4 SGB VIII (KJHG) i. V. m. §§ 82 
bis 85, 87, 88 SGB XII). 
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§ 10 
Auskunfts- und Anzeigepflichten 

 
(1) Die Beitragspflichtigen haben der Stadt Bad Oeynhausen bei der Auf-

nahme und danach auf Verlangen sämtliche für die Beitragsermittlung 
bzw. Beitragsüberprüfung erforderlichen Unterlagen vorzulegen. Verän-
derungen in den wirtschaftlichen oder persönlichen Verhältnissen, die 
für die Bemessung des Elternbeitrages maßgeblich sind, sind unverzüg-
lich mitzuteilen. 

 
(2) Kommen die Beitragspflichtigen ihren Auskunfts-, Anzeige - oder Vorla-

gepflichten nicht oder nicht in ausreichendem Maße nach, so ist der 
höchste Elternbeitrag zu leisten. 

 
 

§ 11 
Festsetzung des Elternbeitrags 

 
(1) Ist zu Betreuungsbeginn absehbar, dass für die abschließende Beitrags-

festsetzung eine längere Bearbeitungszeit benötigt wird, kann die Stadt 
Bad Oeynhausen aufgrund einer Vorausschätzung Abschlagszahlungen 
als vorläufig festgesetzten Beitrag verlangen. 

 
(2) Bei vorläufiger Festsetzung des Elternbeitrages erfolgt die endgültige 

Festsetzung, sobald die Festsetzungshindernisse beseitigt sind. Die 
endgültige Festsetzung erfolgt jeweils rückwirkend. 

 
(3) Die Verjährungsfrist für Elternbeiträge ergibt sich aus § 12 Abs. 1 Nr. 

4b des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen 
(KAG) i.V.m. § 169 Abs. 2 Satz 1 und § 170 Abs. 2 Nr. 1 Abgabenord-
nung (AO). 

 
 

§ 12 
Fälligkeit, Ausgleich von Unterschiedsbeträgen 

 
(1) Die Elternbeiträge sind ab Betreuungsbeginn monatlich im Voraus bis 

zum 15. eines jeden Monats zu zahlen. Die Fälligkeit für Beitragsnach-
forderungen aus abschließenden Festsetzungen beträgt 30 Tage nach 
Bekanntgabe des Festsetzungsbescheides.  

 
(2) Die Zahlungen sind bargeldlos auf das im Bescheid oder der Zahlungs-

aufforderung angegebene Konto zu leisten.  
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(3) Etwaige sich aus einer vorläufigen Beitragsfestsetzung ergebende Über-
zahlungen sind mit den nächsten fälligen Monatsbeiträgen zu verrech-
nen; sich ergebende Nachzahlungsverpflichtungen sind mit dem nächs-
ten Monatsbeitrag zu erfüllen. 

 
 

§ 13 
Beendigung des Betreuungsverhältnisses 

 
Die Kündigung bedarf der Schriftform. Der Stadt Bad Oeynhausen ist eine 
Ausfertigung der Kündigung zu übersenden.  
 
 

§14 
Beitreibung 

 
Die Elternbeiträge können nach § 1 des Verwaltungsvollstreckungsgesetzes 
NRW vom 13.05.1980 in der jeweils gültigen Fassung im Verwaltungs-
zwangsverfahren beigetrieben werden. 
 
 

§ 15 
Bußgeldvorschriften 

 
Ordnungswidrig i. S. d. § 20 Abs. 2 b Kommunalabgabengesetz NRW (KAG 
NRW) handelt, wer die in § 8 bezeichneten Angaben unrichtig oder unvoll-
ständig macht. Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 1.000 
Euro geahndet werden. 
 

 
§ 16 

Inkrafttreten 
 
Diese Satzung tritt zum 01.08.2020 in Kraft. 
 
Hinweis: Die 4. Änderungssatzung vom 20.12.2023 tritt am 01.08.2024 in 
Kraft. 



 Satzung zur Förderung von Kindern  
in Kindertagespflege und Erhebung von Elternbeiträgen  523 

   
Seite 9 

 
  
Stand: August 2024 
 

 
Anlage  

zur Satzung der Stadt Bad Oeynhausen zur Förderung von Kindern in 
Kindertagespflege und Erhebung von Elternbeiträgen für  

Kindertagespflege 
(Kindertagespflegesatzung) 

 
 
Tabelle über die Höhe der Elternbeiträge für die Betreuungsangebote gem.  
§ 1 der Elternbeitragssatzung 
 
Stand: 01.08.2024 
 
Jahres-
Einkommen 

Betreuungszeit in Wochenstunden 

 bis 5 
mehr 
als 5 

bis 10 

mehr 
als 10 
bis 15 

mehr 
als 15 
bis 20 

mehr 
als 20 
bis 25 

mehr 
als 25 
bis 30 

mehr 
als 30 
bis 35 

mehr 
als 35 
bis 40 

mehr 
als 40 
bis 45 

bis 35.000 €  0 € 0 € 0 € 0 € 0 € 0 € 0 € 0 € 0 € 

bis 40.000 €  16 € 31 € 47 € 55 € 59 € 70 € 82 € 94 € 106 € 

bis 45.000 €  19 € 38 € 58 € 67 € 72 € 86 € 101 € 115 € 130 € 

bis 50.000 €  23 € 46 € 70 € 81 € 87 € 104 € 121 € 139 € 156 € 

bis 55.000 €  27 € 55 € 82 € 96 € 103 € 123 € 144 € 164 € 185 € 

bis 60.000 €  32 € 64 € 96 € 112 € 120 € 143 € 167 € 191 € 215 € 

bis 65.000 €  37 € 73 € 110 € 128 € 137 € 165 € 192 € 219 € 247 € 

bis 70.000 € 41 € 83 € 124 € 145 € 155 € 186 € 217 € 248 € 279 € 

bis 75.000 € 46 € 93 € 139 € 162 € 173 € 208 € 243 € 277 € 312 € 

bis 80.000 € 51 € 102 € 154 € 179 € 191 € 230 € 268 € 306 € 345 € 

bis 85.000 € 56 € 112 € 168 € 196 € 210 € 251 € 293 € 335 € 377 € 

bis 90.000 € 61 € 121 € 182 € 212 € 227 € 273 € 318 € 364 € 409 € 

bis 95.000 € 65 € 131 € 196 € 229 € 245 € 294 € 342 € 391 € 440 € 

bis 100.000 € 70 € 140 € 210 € 244 € 262 € 314 € 366 € 419 € 471 € 

bis 105.000 € 74 € 149 € 223 € 260 € 278 € 334 € 390 € 445 € 501 € 

bis 110.000 € 79 € 158 € 236 € 275 € 295 € 354 € 413 € 472 € 531 € 

bis 115.000 € 83 € 166 € 250 € 291 € 311 € 374 € 436 € 498 € 560 € 

bis 120.000 € 88 € 175 € 263 € 307 € 328 € 394 € 459 € 525 € 590 € 

über 120.000 € 92 € 185 € 277 € 323 € 345 € 414 € 483 € 553 € 622 € 

 
Die Beitragserhöhung nach § 6 der Satzung wird einmalig zum 01.08.2024 
ausgesetzt. 


